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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtiinie (EWG) des Rates zur Angieichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über Materiaiien und 
Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmittein in 
Berührung kommen 
— Drucksache 7/2239 — 


A. Bericht des Abgeordneten Egert 


Der Ri ditlinienvor schlag wurde vom Präsidenten 
des Deutschen Bundestages gemäß dem Beschluß des 
Bundestages vom 25. Juni 1959 am 18. September 
1974 dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit federführend überwiesen. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
beabsichtigt die Angleichung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die in den verschiedenen Mit- 
gliedstaaten für Materialien und Gegenstände 
gelten, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in 
Berührung zu kommen. Bei einem Vergleich dieser 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften hat sich erge- 
ben, daß erhebliche Unterschiede hinsichtlich der 
Zusammensetzung der besagten Materialien und 
Gegenstände, die für den Übergang einiger ihrer 
Bestandteile gesetzten Grenzen, der Analysemetho- 
den für die Überwachung der für sie geltenden Be- 
stimmungen und den Vorschriften für ihre Etikettie- 
rung bestehen. Dies hat einerseits zur Folge, daß 
die Produzenten derartiger Bedarfsgegenstände ge- 
zwungen sind, ihre Erzeugung an die verschiedenen 
Vorschriften der Bestimmungsländer anzupassen. 


Die weitere Folge ist, daß sogar ein den gemein- 
schaftlichen oder einzelstaatlichen Regelungen ent- 
sprechendes Nahrungsmittel wegen der besonderen 
Vorschriften über Bedarfsgegenstände nicht frei ge- 
handelt werden kann. 

Die Angleichung der besagten Rechtsvorschriften 
erscheint aus diesem Grunde als das geeignetste 
Mittel, um die negativen Auswirkungen der festge- 
stellten Unterschiede dieser Bestimmungen zu be- 
seitigen. Der Sektor der Materialien und Gegen- 
stände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in 
Berührung zu kommen, ist aus diesem Grunde in 
der Entschließung des Rates vom 17. Dezember 1973 
über die Industriepolitik (Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften vom 31. Dezember 1973) ge- 
nannt. Diese Entschließung sieht vor, daß eine 
Rahmenrichtlinie noch vor dem 1. Januar 1975 er- 
lassen werden muß. Ihr sollen Durchführungsricht- 
linien je nach dem Stande der Arbeiten auf den 
verschiedenen Sektoren folgen. Rechtsgrundlage ist 
Artikel 100 des Vertrages von Rom. 
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Die nunmehr vorliegende Richtlinie ist eine 
Rahmenrichtlinie, deren Ziel die Festlegung einiger 
allgemeiner Grundsätze ist, auf deren Grundlage 
mit Hilfe späterer Durchführungsrichtlinien die 
rechtlichen Unterschiede beseitigt werden sollen, die 
zur Zeit nach den in den Mitgliedstaaten geltenden 
Vorschriften bestehen. 

Die Rahmenrichtlinie hat entsprechend den gel- 
tenden einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vor 
allem das Ziel, den Verbraucher nicht nur in ge- 
sundheitlicher Hinsicht, sondern auch auf dem Ge- 
biet der Information zu schützen. 

Die Zielsetzung der Richtlinie, den Schutz des 
Verbrauchers sowohl in gesundheitlicher Hinsicht 
als auch auf dem Gebiet des Informationswesens zu 
verbessern, wird vom Ausschuß begrüßt. Unbefriedi- 
gend dagegen erscheint dem Ausschuß die jetzige 
Fassung des in Artikel 4 Abs. 3 enthaltenen Vor- 
schlages einer Gemeinschaftsregelung für Ausnah- 
megenehmigungen (Versuchsgenehmigungen), da sie 
eine Reihe wichtiger, für eine sachdienliche Rege- 
lung erforderliche Elemente unberücksichtigt läßt. 
Zwar wird eine derartige Regelung sowohl aus 
rechtlichen Gründen als auch im Interesse des wis- 
senschaftlich-technischen Fortschritts als notwendig 
angesehen. In die endgültige Gemeinschaftsregelung 
hinsichtlich der Ausnahmegenehmigungen sollten je- 
doch weitergehende Bestimmungen aufgenommen 
werden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich 

— des autonomen Handelns der Mitgliedstaaten bei 
Erteilung der Versuchsgenehmigung sowie 

— der Benachrichtigung der Kommission über eine 
derartige Erteilung? 

— der Erteilung der Ausnahmegenehmigung nur für 
bestimmte, begrenzte Mengen? 


— der zeitlichen Begrenzung der Ausnahmegeneh- 
migung, deren Höchstdauer gemeinschaftlich 
fixiert werden sollte? 

— der Sicherstellung, daß es bezüglich der Erzeug- 
nisse nicht zum innergemeinschaftlichen Handels- 
verkehr kommt? 

— der Antragstellung des Mitgliedstaates auf Er- 
gänzung der Richtlinie vor Ablauf der Ausnah- 
megenehmigung. 

Wesentlich erscheint dem Ausschuß in diesem 
Zusammenhang, daß die Benachrichtigung der Kom- 
mission über erteilte Ausnahmegenehmigungen, die 
er im Hinblick auf das Informationsrecht der Kom- 
mission über die Anwendung des Gemeinschafts- 
rechts für geboten hält, kurzfristig erfolgt, wenn sie 
sachdienlich sein soll. 

Die Möglichkeit zur Erteilung von Ausnahmege- 
nehmigungen sollte nach übereinstimmender Auf- 
fassung des Ausschusses auf vier Jahre befristet 
werden. Eine Verlängerung dieser Frist auf sechs 
Jahre, wie sie vom Wirtschaftsausschuß des Bundes- 
rates vorgeschlagen wurde, wird vom Ausschuß 
nicht für erforderlich gehalten. Innerhalb dieser 
Vierjahresfrist müßte der Mitgliedstaat seinen An- 
trag auf Ergänzung der Richtlinie stellen. Die Aus- 
nahmegenehmigung sollte dann um weitere zwei 
Jahre verlängert werden können. Das würde auch 
der in § 37 des Lebensmittel- und Bedarfsgegen- 
ständegesetzes getroffenen Regelung entsprechen. 

Der Ausschuß weist in seinem Antrag an das 
Plenum des Deutschen Bundestages nachdrücklich 
darauf hin, daß der Grundsatz des § 37 (Zulassung 
von Ausnahmen) des Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetzes, insbesondere des Absatzes 2 
Nr. 1 und des Absatzes 5 dieses Gesetzes besondere 
Beachtung finden sollte. 


Bonn, den 4. Dezember 1974 


Egert 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Richtlinienvorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten — Drucksache 7/2239 — Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei ihren weiteren Verhandlungen in 
Brüssel zu erreichen, daß für die endgültige Gemeinschaftsregelung von Aus- 
nahmegenehmigungen in Artikel 4 Abs. 3 der Richtlinie weitergehende 
Bestimmungen aufgenommen werden. In diesen Bestimmungen sollten die 
Grundsätze des § 37 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes, ins- 
besondere des Absatzes 2 Nr. 1 — angemessene Berücksichtigung der schutz- 
würdigen Interessen des einzelnen sowie aller Faktoren, die die allgemeine 
Wettbewerbslage des betreffenden Industriezweiges beeinflussen können — 
und des Absatzes 5 — Höchstfrist für die Dauer der Ausnahmegenehmigung — 
Beachtung finden. Die Bundesregierung sollte ferner darauf hinwirken, daß 
der Mitgliedstaat verpflichtet wird, vor Ablauf dieser Frist einen Antrag auf 
Ergänzung der Richtlinie zu stellen. Es muß weiterhin vorgesehen werden, 
daß die entsprechenden Erzeugnisse nicht in den innergemeinschaftlichen 
Handel gelangen. 


Bonn, den 4. Dezember 1974 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Haudc Egert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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